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Vertrag beurkundet ist und die unbedingte und unbefristete 
Erklärung des Veräußerers und des Erwerbers enthält, daß 
das Eigentum auf den Erwerber übergehen soll.

(2) Vor der Eintragung des Eigentumswechsels muß die 
staatliche Genehmigung des Vertrages vorliegen.

§11
Übergang des Eigentums unter besonderen Voraussetzungen

(1) Wer als Eigentümer eines Grundstücks im Grundbuch 
eingetragen ist, ohne daß er das Eigentum erlangt hat, er­
wirbt das Eigentum an dem Grundstück, wenn die Eintra­
gung 20 Jahre bestanden und er während dieser Zeit das 
Grundstück wie ein Eigentümer genutzt hat. Der Rechtsnach­
folger des im Grundbuch eingetragenen Eigentümers kann 
die bis zum Eintritt der Rechtsnachfolge verstrichene Zeit für 
sich geltend machen. Der Ablauf der Frist ist gehemmt, so­
lange ein Widerspruch gegen die Richtigkeit der Eintragung 
des Eigentums im Grundbuch eingetragen ist.

(2) Der Abs. 1 gilt nicht für Grundstücke des sozialistischen 
Eigeptums.

§12
Verzicht auf das Eigentum

(1) Bei der Aufgabe des Eigentums durch Verzicht darf die 
Eintragung der Eigentumsänderung nur erfolgen, wenn

a) der Verzicht des Eigentümers gegenüber dem zuständi­
gen Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, in beglaubig­
ter Form oder zu Protokoll erklärt ist,

b) die staatliche Genehmigung der Verzichtserklärung Vor­
liegt und

c) der zuständige Rat des Kreises, Abteilung Finanzen, um 
die Eintragung des Verzichts in das Grundbuch ersucht.

(2) Mit der staatlichen Genehmigung der Verzichtserklä­
rung und der Eintragung des Verzichts in das Grundbuch ent­
steht Volkseigentum an dem Grundstück. Die eingetragenen 
sonstigen Grundstücksrechte sind zu löschen. Die Benachrich­
tigung der Beteiligten erfolgt durch den zuständigen Rat des 
Kreises, Abteilung Finanzen.

§13
Begründung, Änderung und Übertragung 
von sonstigen Rechten an Grundstücken

Soll ein sonstiges Recht an einem Grundstück durch Ver­
trag begründet, inhaltlich geändert oder übertragen werden, 
darf die Eintragung der Rechtsänderung nur erfolgen, wenn 
der Vertrag beglaubigt ist und die erforderliche staatliche 
Genehmigung des Vertrages vorliegt. Dies gilt entsprechend, 
wenn ein sonstiges Recht an einem Miteigentumsanteil durch 
Vertrag begründet, inhaltlich geändert oder übertragen wer­
den soll.

IV.
Löschung von Rechten an Grundstücken

§ 14
Löschung der Eigentumseintragung

Wird bei dem Erwerb eines Grundstüdes der neue Eigen­
tümer in das Grundbuch eingetragen, ist die bisherige Eigen­
tumseintragung zu löschen. Dies gilt entsprechend bei dem 
Erwerb eines Miteigentumsanteils an einem Grundstück.

§15
Löschung von sonstigen Rechten an Grundstücken

(1) Ein sonstiges Recht an einem Grundstück ist zu löschen,
a) wenn der Berechtigte die Löschung in beglaubigter 

Form beantragt;

b) wenn der Eigentümer die Löschung beantragt und der 
Berechtigte in beglaubigter Form erklärt, daß er der 
Löschung zustimmt;

c) wenn der Eigentümer die Löschung beantragt und der 
Berechtigte in beglaubigter Form erklärt, daß das son­
stige Recht an einem Grundstück aufgehoben oder er­
loschen ist oder daß er auf das Recht verzichtet.

(2) Eine Hypothek ist auf Antrag des Eigentümers auch 
dann zu löschen, wenn der Hypothekengläubiger in beglau­
bigter Form erklärt, daß die der Hypothek zugrunde liegende 
Forderung erloschen ist.

(3) Der § 2 Abs. 2 findet Anwendung.

§18

Löschung von zeitlich beschränkten Rechten 
an Grundstücken

(1) Ein sonstiges Recht an' einem Grundstück, das auf die 
Lebenszeit des Berechtigten beschränkt ist, ist nach dem Tode 
des Berechtigten auf Antrag des Eigentümers zu löschen. Der 
Antrag kann auch durch den Erben des Berechtigten gestellt 
werden. Dabei ist die Sterbeurkunde oder die rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidung über die Todeserklärung des Be­
rechtigten vorzulegen.

(2) Der Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend, wenn das sonstige 
Recht an einem Grundstück mit dem Eintritt eines anderen 
bestimmten Ereignisses oder eines bestimmten Zeitpunktes 
oder nach dem Ablauf einer bestimmten Frist erlischt. Zum 
Nachweis, daß das sonstige Recht an einem Grundstück er­
loschen ist, genügt die beglaubigte Erklärung des Berechtig­
ten, daß das Ereignis oder der Zeitpunkt eingetreten oder die 
Frist abgelaufen ist.

V.

Grundbuchberichtigung und Widerspruch 
gegen die Richtigkeit des Grundbuches

§17

Grundbuchberichtigung

(1) Das Grundbuch ist nach Maßgabe der wirklichen Rechts­
lage zu berichtigen, wenn der Berechtigte, dessen Recht nicht 
oder nicht richtig eingetragen ist, die Berichtigung in beglau­
bigter Form beantragt, und derjenige, für den das Recht ein­
getragen ist, der Berichtigung in beglaubigter Form zustimmt. 
Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn die Unrichtig­
keit des Grundbuches und die wirkliche Rechtslage entspre­
chend den Rechtsvorschriften n'aehgewiesen sind.

(2) Die Berichtigung des Grundbuches kann auch von dem­
jenigen beantragt werden, der auf Grund eines vollstreckba­
ren Titels eine Eintragung verlangen kann, sofern die Zuläs­
sigkeit dieser Eintragung von der vorhergehenden Berichti­
gung des Grundbuches abhängt. Der Antrag bedarf der 
Beglaubigung.

(3) Sind die Unrichtigkeit des Grundbuches und die wirk­
liche Rechtslage nachgewiesen, kann das Grundbuch durch 
den Liegenschaftsdienst des Rates des Bezirkes berichtigt 
werden, ohne daß entsprechende Erklärungen der Beteiligten 
vorliegen. Die Berichtigung ist den Beteiligten schriftlich 
mitzuteilen. Sie ist unter .Angabe der Rechtsvorschriften zu 
begründen.

(4) Ist der eingetragene Eigentümer verstorben, kann der 
Liegenschaftsdienst des Rates des Bezirkes die Erben oder 
den Nachlaßpfleger, den Nachlaßverwalter oder den Testa­
mentsvollstrecker, dem die Verwaltung des Grundstücks ob­
liegt, auffordem, die Berichtigung des Grundbuches innerhalb 
einer angemessenen Frist herbeizuführen. Die festgesetzte 
Frist kann auf Antrag verlängert werden.


